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Vorlage 
an das Kirchgemeindeparlament 22. November 2023 

 

 

 

Personal 

Revision Vollzugsreglement zum Personaldekret 
 

 

ANTRAG 

 

Der Kirchenverwaltungsrat beantragt Ihnen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Es wird ein Nachtrag I des Vollzugsreglements zum Personaldekret vom 22. November 

2017 gemäss beiliegendem Entwurf erlassen.  

 

2.  Es wird festgestellt, dass die Beschlüsse gemäss Art. 12 Ziff. 5 der Gemeindeordnung 

dem fakultativen Referendum unterstehen. 

 

 

BEGRÜNDUNG  
 

1. Ausgangslage 

Das Kirchgemeindeparlament hat am 22. November 2017 beschlossen, dass die Katholische 

Kirchgemeinde St. Gallen ihr eigenes Personalrecht per 31. Dezember 2017 aufgeben und 

seit dem 1. Januar 2018 die Anstellungsbedingungen des Kath. Konfessionsteils anwenden 

soll. Gleichentags hat es ein Vollzugsreglement zum Dekret über das Personalwesen (VDP) 

erlassen.  

Das Kath. Kollegium hat mit Beschluss vom 23. November 2021 die Revision des Personal-

dekrets vom 16. Juni 2015 beschlossen. Die Anpassungen traten per 1. Januar 2023 in 

Kraft. In der Folge wurden die Ausführungsbestimmungen laut Personalreglement durch den 

Administrationsrat mit Wirkung per 1. August 2023 angepasst.  

Aufgrund der Änderungen und Präzisierungen im übergeordneten Personalrecht drängt sich 

eine partielle Anpassung auch der spezifischen Anstellungsregeln bei der Kath. Kirchge-

meinde im Vollzugsreglement zum Personaldekret (VDP) vom 22. November 2017 auf. Im 

Weiteren hat sich im Lauf der Jahre seit Inkraftsetzung Handlungsbedarf bei verschiedenen 

Artikeln gezeigt. 
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2. Anspruchsgruppen 

Die Personalkommission (PeKo) sowie das LOS-Team haben im Prozess der Revision des 

Vollzugsreglements zum Personaldekret vom 22. November 2017 verschiedene Vorschläge 

eingebracht. Der Kirchenverwaltungsrat hat diese Vorschläge geprüft und wo sinnvoll aufge-

nommen.  

 

 

3. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 
 

Art. 2 

In der Praxis wird diese Aufgabe vom LOS-Team und nicht vom Dekan wahrgenommen. Die 

Bestimmung soll daher angepasst werden. 

 

Art. 4 

Die Anrechnung der Kurs- und Reisezeit bei angeordneter und freiwilliger Fort- und Weiter-

bildung ist im übergeordneten Recht geregelt (Art. 3 Abs. 4 Personalreglement). Auf die Be-

stimmung im VDP kann daher verzichtet werden. 

 

Art. 9 

In der Praxis hat sich diese Bestimmung nicht bewährt. Neu soll die Bestimmung allgemeiner 

formuliert werden. 

 

Art. 11 

Die Berechnung der Arbeitszeit ist im übergeordneten Recht geregelt (Art. 6 Abs. 2 Perso-

nalreglement). Auf die Bestimmung im VDP kann daher verzichtet werden. 

 

Art. 12 

Dass der Arbeitgeber die Zeiterfassung auch bei Mitarbeitenden mit Vertrauensarbeitszeit 

verlangen darf, ist im übergeordneten Recht geregelt (Art. 30 Abs. 2 Satz 3 Personaldekret). 

Auf Art. 12 Abs. 2 VDP kann daher verzichtet werden. 
 

Dass Ferientage, Krankheits- oder Unfalltage in jedem Fall durch die Mitarbeitenden zu er-

fassen ist, ist im übergeordneten Recht geregelt (Art. 30 Abs. 2 Satz 4 Personaldekret). Auf 

Art. 12 Abs. 3 VDP kann daher verzichtet werden. 

 

Art. 13 

In der Praxis hat sich diese Bestimmung nicht bewährt. Auf diese Bestimmung soll daher 

verzichtet werden. Die Kirchenverwaltung wird diese Blockzeiten weiterhin einhalten. 

 

Art. 21 

In der Praxis hat diese Bestimmung zu Unklarheiten geführt. Mit der Neuformulierung soll der 

Begriff «Überzeit» klarer definiert werden, um eine Verwechslung mit sog. «Mehrstunden» zu 

vermeiden. In Absatz 3 soll zudem das Adjektiv «angeordnete» gestrichen werden, da Über-

zeit (im Gegensatz zu Mehrstunden) definitionsgemäss immer angeordnet ist.   
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Art. 29 

Die Katholische Kirchgemeinde verfügt über ein Spesenreglement. Die Bestimmung soll da-

her verschlankt und ein Verweis auf das Spesenreglement erfolgen. 

 

Art. 31 

In der Praxis hat sich diese Bestimmung nicht bewährt. Damit allfällige Beförderungsanträge 

im Budget berücksichtigt werden können, hat das Mitarbeitendengespräch bis spätestens am 

31. Juli zu erfolgen. Ferner soll der Begriff Mitarbeitergespräch durch einen geschlechtsneut-

ralen Begriff ersetzt werden.  

 

Art. 32a 

Die Katholische Kirchgemeinde St.Gallen verfügt seit einigen Jahren über eine Regelung be-

treffend den Beizug von Strafregister- und Sonderprivatauszügen von Mitarbeitenden. Mit 

Art. 2 Abs. 2 Personalreglement ist diesbezüglich eine Bestimmung ins übergeordnete Recht 

aufgenommen worden, welche jedoch weniger weitgehend ist als die Regelung in der Katho-

lischen Kirchgemeinde St.Gallen. Da die Katholische Kirchgemeinde St.Gallen ihre bisherige 

Regelung beibehalten bzw. sogar noch verstärken will, wird eine Neuschaffung einer ent-

sprechenden Bestimmung vorgeschlagen. 

 

4. Zuständigkeit / Referendum 

Gemäss Art. 31 Ziff. 2 der Gemeindeordnung ist das Kirchgemeindeparlament zuständig für 

den Beschluss über rechtsetzende Reglemente. Gestützt darauf hat das Kirchgemeindepar-

lament das Vollzugsreglement zum Personaldekret (VDP), das auch rechtsetzende Bestim-

mungen enthält, erlassen. Das Kirchgemeindeparlament ist somit auch für dessen Revision 

zuständig. 

Gemäss Art. 12 Ziff. 5 unterstehen die Beschlüsse des Kirchgemeindeparlaments betreffend 

rechtsetzende Reglemente dem fakultativen Referendum. 

 

Der Kirchenverwaltungsrat ersucht Sie, sehr geehrte Mitglieder des Kirchgemeindeparlamentes, 

den eingangs gestellten Antrag gutzuheissen.  

 

Der Präsident des Kirchenverwaltungsrates: 

Dr. Armin Bossart 
 
 
Der Aktuar: 

Magnus Hächler 
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Nachtrag I  

zum Vollzugsreglement zum Personaldekret vom 22. November 2017 
 

Änderung vom 22. November 2023 

 

I. 

Das Vollzugsreglement zum Personaldekret vom 22. November 2017 wird wie folgt geändert: 

 

Art. 2 Abs. 1 

Als „fachlich vorgesetzte Person“ gilt die direkt vorgesetzte Person. Diese wird wie folgt bestimmt:  

a)  für Priester und für das Seelsorgepersonal mit bischöflicher Beauftragung (Missio canonica), welche 

in einer Seelsorgeeinheit eingesetzt sind, durch das entsprechende Pastoralteam (soweit kirchen-

rechtlich nicht anders bestimmt);  

b)  für Priester und für das Seelsorgepersonal mit bischöflicher Beauftragung (Missio canonica), welche 

in der kategorialen Seelsorge eingesetzt sind, durch den Dekan das LOS-Team (soweit kirchen-

rechtlich nicht anders bestimmt);  

c)  für das Seelsorgepersonal ohne bischöfliche Beauftragung, für das übrige Personal sowie für das 

Personal der Verwaltung der Kirchgemeinde durch den Kirchenverwaltungsrat.  

 

Art. 4  Anrechenbare Zeit (Art. 24 Personaldekret / Art. 3 Personalreglement) 

Aufgehoben 

 

Art. 9   Andere Abwesenheiten (Art. 29 Personaldekret)  

Kurzfristige Abwesenheiten sind mit Angabe der voraussichtlichen Rückkehr dem der von der fachlich 

vorgesetzten Person bezeichneten Sekretariat Stelle zu melden. 

 

Art. 11  Jahresarbeitszeit (Art. 30 Personaldekret / Art. 6 Personalreglement) 

Aufgehoben 

 

Art. 12  Arbeitszeiterfassung (Art. 30 Personaldekret / Art. 6 Personalreglement)  

1 Das Seelsorgepersonal ohne bischöfliche Beauftragung (Art. 3 Abs. 1 lit. c Personaldekret) sowie das 

übrige Personal (Art. 3 Abs. 1 lit. d Personaldekret) erfasst seine Arbeitszeit täglich mit der vom Kir-

chenverwaltungsrat bestimmten elektronischen Zeiterfassung.  

2 Aufgehoben 

3 Aufgehoben  

4 Die Mitarbeitenden, die eine Zeiterfassung im Sinne von Art. 12 Abs. 1 führen, sind für die Erfassung 

ihrer Arbeitszeit verantwortlich. Die vorgesetzten Personen können jederzeit Einsicht nehmen. Die Zeit-

erfassung ist monatlich der administrativ vorgesetzten Person zugänglich zu machen. 
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Art. 13  Blockzeiten 

Aufgehoben 

 

Art. 21  Überzeit  

1  Als Überzeit gilt die Arbeit, die über die tägliche Sollarbeitszeit hinausgeht und vorgängig und schrift-

lich durch die administrativ vorgesetzte Person angeordnet ist.  

 Als Überzeit gilt die Arbeit, die auf Anordnung der administrativ vorgesetzten Person zur Erfül-

lung einer unaufschiebbaren Aufgabe, welche nicht innerhalb der täglichen Sollarbeitszeit er-

bracht werden kann, geleistet wird.  

1bis Die Anordnung erfolgt vorgängig und schriftlich. Ist dies aus betrieblichen Gründen nicht 

möglich, kann die administrativ vorgesetzte Person die Anordnung der Überzeit nachträglich 

schriftlich bestätigen. 

2 Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, Überzeit zu leisten, sofern das für die gute Erfüllung der Aufgaben 

erforderlich und für sie zumutbar ist.  

3 Die angeordnete Überzeit soll im Jahr nicht mehr als 200 Stunden betragen.  

4 Geleistete Überzeit ist in der elektronischen Zeiterfassung zu deklarieren und von der administrativ 

vorgesetzten Person visieren zu lassen. Nicht visierte Überzeit wird nicht ausgeglichen.  

5 Kann Überzeit aus betrieblichen Gründen nicht durch Freizeit ausgeglichen werden, wird sie ohne Zu-

schlag entschädigt. Wer einen Jahreslohn von über Fr. 120'000.00 (bzw. bei einer Teilzeitbeschäfti-

gung einen dem Verhältnis zum Beschäftigungsgrad entsprechenden Lohn) verdient, erhält für Über-

zeit nur dann eine Entschädigung, wenn ausserordentliche Verhältnisse zu längeren Überzeitleistun-

gen geführt haben. Die Entschädigung kann durch eine vom Arbeitgeber festgesetzte Pauschale er-

folgen. 

 

Art. 29  Pauschalspesen (Art. 46 Personaldekret / Art. 16 Personalreglement) 

1 Dem Personal im Seelsorge-, Hauswart- und Mesmerdienst sowie in der Jugendarbeit können nach-

folgende Pauschalspesen ausgerichtet werden:  

 a) Fahrspesen: Fr. 1‘200.-- pro Jahr;  

 b) Telefonspesen: Beim Personal im Mesmer- und Hauswartdienst mit Fr. 240.-- und beim Personal 

 im Seelsorgedienst und in der Jugendarbeit mit Fr. 480.-- pro Jahr.  

2 Ist die Verlegung des Arbeitsplatzes in private Wohnräume von der administrativ vorgesetzten Person 

bewilligt worden, können nachstehende Pauschalspesen vergütet werden:  

 a) für Mobiliar: Fr. 300.-- pro Jahr;  

 b) für Bürogeräte: Fr. 360.-- pro Jahr;  

 c) an die Raumkosten kann nach Vorlage des Mietvertrages ein angemessener Pauschalbeitrag aus

 bezahlt werden.  

3 Teilzeitbeschäftigte erhalten die Pauschalspesen im Verhältnis zum Beschäftigungsgrad.  

4 Der Kirchenverwaltungsrat kann weitere Mitarbeitende mit Pauschalspesen entschädigen. 
 

Der Kirchenverwaltungsrat erlässt durch Reglement Bestimmungen die Entschädigung von 

Pauschalspesen. 
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8. Mitarbeitergespräche Mitarbeitendengespräche 

Art. 31  Durchführung (Art. 60 Personaldekret)  

1  Zwischen jeder/jedem Mitarbeitenden und der fachlich vorgesetzten Person wird mindestens einmal 

jährlich bis spätestens am 15. Dezember 31. Juli ein Mitarbeitergespräch Mitarbeitendengespräch 

durchgeführt.  

2  Die administrativ vorgesetzte Person nimmt am Mitarbeitergespräch Mitarbeitendengespräch auf ei-

genen Wunsch oder auf Wunsch der/des Mitarbeitenden bzw. der fachlich vorgesetzten Person teil, 

mindestens aber einmal pro Legislaturperiode.  

3  Die fachlich vorgesetzte Person organisiert und leitet das Mitarbeitergespräch Mitarbeitendenge-

spräch. Soweit die administrativ vorgesetzte Person am Mitarbeitergespräch Mitarbeitendenge-

spräch teilnimmt, erfolgt die Organisation des Mitarbeitergespräches Mitarbeitendengespräches in 

gegenseitigem Einvernehmen.  

4  Der Inhalt des Mitarbeitergespräches Mitarbeitendengespräches wird in einem vom Kirchenverwal-

tungsrat bestimmten Formular festgehalten. Das Formular ist innert zehn Tagen nach Durchführung 

des Mitarbeitergespräches Mitarbeitendengespräches der administrativ vorgesetzten Person zuzu-

stellen. 

 

Art. 32a Privat- und Sonderprivatauszug (neu) 

Alle Mitarbeitenden haben einen aktuellen Privatauszug und einen Sonderprivatauszug aus dem 

Strafregister vorzulegen: 

a)  vor Abschluss eines Arbeitsvertrages; 

b)  jederzeit, wenn der Kirchenverwaltungsrat dies anordnet. 

 

 

II. 

Dieses Reglement untersteht dem fakultativen Referendum. Der Kirchenverwaltungsrat be-

stimmt das Inkrafttreten. 

 

 

 

St.Gallen, 22. November 2023 

 

Der Präsident des Kirchgemeindeparlaments: 

Reto Hegelbach 
 
Der Aktuar: 

Magnus Hächler 

 

 


